
37/2026 

 

AI 012.22-194.1-1484207  1-19 

 
 

Vernehmlassungsbericht zur Revision der der Gebührenverordnung (GebV) 
 
 
Anhörung vom 10. Juli 2026 bis 31. August 2026 
 
Eingeladene Vernehmlassungsteilnehmer 
 

 Patentjägerverein Appenzell I.Rh. 

 WWF Sektion Appenzell 

 Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell I.Rh. 

 Arbeitnehmendenvereinigung Oberegg 

 Bäuerinnen- und Landfrauenverband Appenzell I.Rh. 

 Bauernverband Appenzell I.Rh. 

 Baukommission Inneres Land AI 

 Bezirksgericht Appenzell I.Rh. 

 Bezirke des Kantons Appenzell I.Rh. 

 Die Mitte AI 

 FDP Appenzell I.Rh. 

 Feuerschaugemeinde Appenzell 

 Gewerbeverband Appenzell I.Rh. 

 Gewerbeverein Oberegg 

 Gruppe für Innerrhoden 

 Handels- und Industriekammer Appenzell 

 Hauseigentümerverband Appenzell I.Rh. 

 Heimatschutz St.Gallen/Appenzell I. Rh. 

 Junge Mitte AI 

 Kantonsgericht Appenzell I.Rh. 

 Kirchgemeinden des Kantons Appenzell I.Rh. 

 Politische Bauernvereinigung Oberegg 

 Schulgemeinden des Kantons Appenzell I.Rh. 

 SP Appenzell I.Rh. 

 Schweizerische Volkspartei Appenzell I.Rh. 

Eingegangene Rückmeldungen 

 

 Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell (AVA) 

 Arbeitnehmer-Vereinigung Oberegg 

 Bauernverband, Bäuerinnen- und Landfrauenverband AI, Politische 
Bauernvereinigung Oberegg 

 Bezirk Appenzell 

 Bezirk Schlatt-Haslen 

 Bezirk Schwende-Rüte 

 Bezirksverwaltung Oberegg 

 Feuerschaugemeinde Appenzell 

 Handwerker- und Gewerbeverein Oberegg 

 Kantonaler Gewerbeverband Appenzell Innerrhoden 

 SP Appenzell Innerrhoden 

 Schulgemeinde Appenzell 

 Schweizerische Volkspartei Appenzell Innerrhoden 
 
 
Appenzell, 15. September 2026 
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Allgemeine Würdigung 

Wie hoch ist Ihre Zustimmung zur Vorlage insgesamt? 
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Antwortoption Anzahl Organisationen 

Stimme zu 7 Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell (AVA), Bau-

ernverband, Bäuerinnen- und Landfrauenverband AI, 

Politische Bauervereinigung Oberegg, Bezirk Appen-

zell, Bezirk Schwende-Rüte, Kantonaler Gewerbever-

band Appenzell Innerrhoden, SP Appenzell Innerrho-

den, Schule Brülisau 

Stimme eher zu 5 Arbeitnehmer-Vereinigung Oberegg, Bezirk Gonten, 

Bezirk Schlatt-Haslen, Feuerschaugemeinde Appen-

zell, Handwerker- und Gewerbeverein Oberegg 

Neutral 0  

Stimme eher nicht zu 2 Bezirksverwaltung Oberegg, Schweizerische Volks-

partei Appenzell Innerrhoden 

Stimme nicht zu 0  
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Grundsätzliches zur Vorlage 

Organisation Eingabe Bemerkung Standeskommission 

Arbeitnehmendenvereinigung 

Appenzell (AVA) 

Die Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell anerkennt die Notwen-

digkeit der Anpassung der Gebühren und hat einzig beim Eigentum 

der Kontrollschilder Einwände.  

Kenntnisnahme. 

Arbeitnehmer-Vereinigung 

Oberegg 

Die Arbeitnehmenden-Vereinigung Oberegg ist an einem runden 

Tisch zusammengesessen und hat die Vorlage diskutiert. Wir stim-

men der Vorlage grossmehrheitlich zu. Einzig bei Art. 8 haben wir in-

haltliche Punkte angebracht.  

Kenntnisnahme. 

Bauernverband, Bäuerinnen- 

und Landfrauenverband AI, 

Politische Bauervereinigung 

Oberegg 

Die Botschaft ist bescheiden ausgefallen insbesondere was die Kos-

tendeckung betrifft. Es ist nicht bekannt, wie diese aussieht. Aus die-

sen Gründen ist es schwierig, zu den einzelnen Artikeln eine Stellung-

nahme abzugeben. 

Kenntnisnahme. 

Bezirk Appenzell Wir sind grundsätzlich mit der Erhöhung der Gebühren einverstanden.  

Wir haben keine Anmerkungen zur Vorlage. 

Kenntnisnahme. 

Bezirk Schlatt-Haslen Da die Bezirke von den vorgeschlagenen Anpassungen nicht betrof-

fen sind, verzichtet der Bezirksrat auf eine Stellungnahme. 

Kenntnisnahme. 

Bezirk Schwende-Rüte Der Bezirksrat Schwende-Rüte hat die vorliegenden Unterlagen an 

seiner Sitzung vom 10. August 2026 gesichtet. Er anerkennt die Not-

wendigkeit der Anpassung der Gebühren und hat keine Einwände o-

der Veränderungswünsche gegenüber den Vorschlägen der Standes-

kommission. 

Kenntnisnahme. 
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Organisation Eingabe Bemerkung Standeskommission 

Bezirksverwaltung Oberegg Die vorgeschlagenen Gebührenanpassungen gehen grundsätzlich in 

die richtige Richtung. Nach Auffassung des Bezirks fällt die Erhöhung 

jedoch zu moderat aus. Gemäss Botschaft bleibt auch bei einer Anhe-

bung des maximalen Gebührenrahmens das Kostendeckungs- und 

Äquivalenzprinzip gewahrt. Es erscheint daher angezeigt, die Gebüh-

ren stärker an den tatsächlichen Verwaltungsaufwand anzunähern 

und den Verursacher stärker an den entstehenden Kosten zu beteili-

gen. Dies würde den allgemeinen Staatshaushalt entlasten und zu ei-

ner verursachergerechteren Finanzierung der Verfahren beitragen 

Kenntnisnahme. 

Feuerschaugemeinde Ap-

penzell 

Die Feuerschaukommission hat die Revisionsvorlage an ihrer Sitzung 

vom 20. August 2026 geprüft und beurteilt diese grundsätzlich positiv. 

Zum Thema Wunschkontrollschilder wurde direkt bei der entspre-

chenden Bestimmung eine Anmerkung angebracht. 

Kenntnisnahme. 

Handwerker- und Gewerbe-

verein Oberegg 

Die vorgeschlagene Revision der Gebührenverordnung ist insgesamt 

nachvollziehbar. Die seit mehreren Jahren unveränderten Gebühren 

sollen an den gestiegenen Verwaltungsaufwand und die höheren Kos-

ten angepasst werden. Insbesondere bei komplexen Verfahren er-

scheint eine stärkere Verursachergerechtigkeit grundsätzlich sinnvoll. 

Positiv ist zudem, dass die Gebühren nicht pauschal in allen Berei-

chen erhöht werden und beispielsweise im Gesundheitsbereich die 

Mindestgebühr für weniger aufwändige Arbeiten sogar gesenkt wird. 

Kritisch zu betrachten sind jedoch die teilweise sehr deutlichen Erhö-

hungen der maximalen Gebührenrahmen, insbesondere im Gesund-

heitsbereich sowie bei den Wunschkontrollschildern. Hier sollte darauf 

geachtet werden, dass die konkrete Gebührenfestsetzung weiterhin 

Kenntnisnahme. 
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verhältnismässig erfolgt und Bevölkerung sowie Gewerbe nicht unnö-

tig belastet werden. 

Kantonaler Gewerbeverband 

Appenzell Innerrhoden 

Der Kantonale Gewerbeverband Appenzell Innerrhoden anerkennt, 

dass Gebührenrahmen nach mehreren Jahren an gestiegene Kosten 

und erhöhte Bearbeitungsaufwände angepasst werden müssen. Ge-

rade in einem kleinen Kanton ist es sinnvoll, auf einfache und flexible 

Gebührenrahmen zu setzen, statt zusätzliche komplexe Tarifsysteme 

zu schaffen. Der KGV AI unterstützt deshalb die Revision grundsätz-

lich. Er erwartet jedoch, dass die erweiterten Höchstbeträge nur bei 

einem tatsächlich ausserordentlichen Aufwand ausgeschöpft werden. 

Besonders bei gesundheitsrechtlichen Verfahren sind hohe Gebühren 

im Einzelfall transparent und nachvollziehbar zu begründen. Einfache 

Bewilligungen, Bestätigungen und Routineverfahren dürfen durch die 

Revision nicht übermässig verteuert werden. Bei Wunschkontrollschil-

dern ist aufgrund der Freiwilligkeit des Bezugs gegen eine Anpassung 

der Höchstgebühr nichts einzuwenden. Die Vergabe und Preisgestal-

tung sollen jedoch transparent und rechtsgleich erfolgen. 

Kenntnisnahme. 

SP Appenzell Innerrhoden Grundsätzliches Die Sozialdemokratische Partei Appenzell Innerrho-

den (SP AI) ist mit den Anpassungen der Gebührenverordnung ein-

verstanden. Die SP AI bewertet positiv, dass der eidgenössische 

Preisüberwacher bei dieser Revision einbezogen wurde und das Kos-

tendeckungs- und Äquivalenzprinzip eigehalten wird, wo es relevant 

ist. Zudem bewertet die SP AI positiv, dass die Gebühren für das 

Landrecht und Gemeindebürgerrecht im kantonalen Vergleich tief 

bleiben, auch wenn sie nicht kostendeckend sind. 

Kenntnisnahme. 
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Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Schulgemeinde Appenzell Nach sorgfältiger Prüfung verzichten wir auf eine Stellungnahme, da 

die vorliegende Thematik das Kerngeschäft der Schule nicht unmittel-

bar betrifft und keine direkten Auswirkungen auf die Erfüllung unseres 

gesetzlichen Auftrags als Schulbehörde hat.  

Kenntnisnahme. 

Schweizerische Volkspartei 

Appenzell Innerrhoden 

Die SVP Appenzell Innerrhoden betrachtet Gebührenerhöhungen 

grundsätzlich kritisch. Der Staat hat die Aufgabe, seine Dienstleistun-

gen effizient und kostengünstig zu erbringen. Die stetige Erhöhung 

von Gebühren belastet die Bürger und das Gewerbe zusätzlich zu 

den ohnehin schon hohen Steuern und Abgaben. Wir anerkennen je-

doch das Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip bei staatlichen 

Dienstleistungen, sofern diese von Einzelpersonen spezifisch in An-

spruch genommen werden und der Aufwand für den Staat klar aus-

weisbar ist. 

Kenntnisnahme. 
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Gebührenverordnung 

Anmerkungen zum Gesamtdokument 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Kantonaler Gewerbever-
band Appenzell Innerrho-
den 

Begründung oder Anmerkung 
Art. 4 Abs. 2 dieser Verordnung sieht vor, dass der 
jeweilige Höchstansatz in Ausnahmefällen bis zu 50 
% überschritten werden darf. Diese Bestimmung gilt 
auch bei der geplanten Anpassung weiterhin. Der 
KGV ist der Ansicht, dass die Gebühren grundsätz-
lich die verursachten Kosten decken sollten. Im Sinn 
der Transparenz ist es wünschenswert, wenn die leis-
tungsbeziehende Person im Voraus die Höhe der Ge-
bühr - wo immer möglich - abschätzen könnte. 

Art. 4. Abs. 2 ist eine Regelung, welche nur in Aus-
nahmefällen und bei Vorliegen besonderer Voraus-
setzungen, angewandt werden darf. Unabhängig von 
dieser Regelung für absolute Ausnahmefällen, ist es 
unabdingbar, dass die allgemeinen Gebührentarife 
eine kostendeckende Dienstleistungserbringung in al-
len anderen «normalen» Fällen ermöglichen. 

 

Art. 21 Abs. 1 

Die Gebühren für Beurkundungen des Eherechts, des Partnerschaftsgesetzes, 
des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts, des Erbrechts sowie für vorberei-
tende Verrichtungen betragen 75.-- bis 3'000.--. 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirksverwaltung 
Oberegg 

Begründung oder Anmerkung 
Die vorgeschlagene Obergrenze von Fr. 3'000.-- er-
scheint insbesondere für aufwendige Beurkundungen 
im Erb-, Ehe- sowie Kindes- und Erwachsenen-
schutzrecht eher tief angesetzt. Aus Sicht des Verur-
sacherprinzips sollte ein höherer Gebührenrahmen 
geprüft werden, um auch in komplexen Fällen eine 
angemessene Kostenbeteiligung der Gesuchsteller 
sicherzustellen. 

Das Volkswirtschaftsdepartement, insbesondere der 
Fachbereich Erbschaft ist für die Ausstellung von 
Verfügungen des Erbrechts zuständig. Die Komplexi-
tät der einzelnen Geschäfte (z.B. Patchworkfamilien, 
Auslandbezug) hat in den vergangenen Jahren zuge-
nommen, was sich im Aufwand widerspiegelt. Dazu 
beigetragen haben auch die Änderungen im Erbrecht, 
welche im Jahr 2023 in Kraft getreten sind (z.B. 
Pflichtteilsansprüche, Begünstigungen und Schen-

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdDYVfNhdbnaCWpBn1L63
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdDYVfNhdbnaCWpBn1L63
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdDYVfNhdbnaCWpBn1L63
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMaEjiCUdktdTxNVh6Bf
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMaEjiCUdktdTxNVh6Bf
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kungen gemäss ZGB). Mit dem derzeit gültigen Ge-
bührenrahmen kann der Aufwand, je nach Komplexi-
tät des Geschäfts, bei Weitem nicht gedeckt werden. 
Trotz Anhebung des maximalen Gebührenrahmens 
bleibt das Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip 
eingehalten.  

Handwerker- und Gewer-
beverein Oberegg 

Begründung oder Anmerkung 
Es sollte darauf geachtet werden, dass die Erhöhung 
des Gebührenrahmens nicht dazu führt, dass die 
Eheschliessung beziehungsweise die traditionelle 
Ehe gegenüber der bisherigen Regelung finanziell 
benachteiligt wird. Gerade in diesem Bereich sollte 
gewährleistet bleiben, dass die Gebühren verhältnis-
mässig und für die Bevölkerung gut tragbar sind. Die 
Anpassung sollte sich daher primär am tatsächlichen 
Mehraufwand orientieren und nicht zu einer allgemei-
nen Verteuerung der Eheschliessung führen. 

Bei dieser Änderung handelt es sich nicht um Gebüh-
rene im Rahmen der Eheschliessung sondern um Be-
urkundungen im Eherecht bzw. Partnerschaftsgesetz. 
Gebühren bei der Eheschliessung sind von der vor-
geschlagenen Änderung nicht betroffen. 

Schweizerische Volkspar-
tei Appenzell Innerrhoden 

Antrag 
Die Gebühren für Beurkundungen des Eherechts, 
des Partnerschaftsgesetzes, des Kindes- und Er-
wachsenenschutzrechts, des Erbrechts sowie für vor-
bereitende Verrichtungen betragen 75.-- bis 32'000.--. 
 
Begründung oder Anmerkung 
Die Erhöhung des Gebührenrahmens für Beurkun-
dungen von maximal 1'200 auf 3'000 Franken ist 
massiv. Auch wenn die Komplexität der Geschäfte 
zugenommen hat, muss die Verwaltung bestrebt 
sein, ihre Prozesse zu optimieren, anstatt die Kosten 
einfach auf die Bürger abzuwälzen. Wir lehnen eine 
derart drastische Erhöhung des Maximalrahmens ab 
und fordern eine Plafonierung auf 2'000 Franken. 

Siehe obige Bemerkung der Standeskommission zur 
Eingabe der Bezirksverwaltung Oberegg. Ferner ist 
neben dem Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip 
auch das Verursacherprinzip zu beachten. Diejenige 
Person, die Kosten verursacht, soll diese auch tra-
gen. Eine Quersubventionierung von ungedeckten 
Kosten durch Steuergelder ist zu vermeiden. 

 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeYamNm2Z9xjJCmyKEv4f
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeYamNm2Z9xjJCmyKEv4f
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Art. 27 Abs. 1 

Die Gebühren beim Vollzug der Gesetzgebung über die Gesundheit, die Kran-
kenversicherung, die Heilmittel und die Betäubungsmittel betragen: 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Kantonaler Gewerbever-
band Appenzell Innerrho-
den 

Begründung oder Anmerkung 
Der erweiterte Gebührenrahmen ist im Einzelfall zu-
rückhaltend anzuwenden. Hohe Gebühren müssen 
sich auf einen nachweislich ausserordentlichen Bear-
beitungsaufwand stützen und in der Verfügung nach-
vollziehbar begründet werden. 

Die Höhe von Gebühren werden im Einzelfall immer 
unter Berücksichtigung auf das Kostendeckungs- und 
Äquivalenzprinzip festgelegt. 

 

Art. 27 Abs. 1 lit. a 

(geändert) Bewilligungen, Kontrollen, Disziplinarverfügungen und Verfügungen 
der Berufsverbände über Ersatzabgaben beim Notfalldienst: 50.-- bis 10’000.-- 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Handwerker- und Gewer-
beverein Oberegg 

Begründung oder Anmerkung 
Wichtig ist, dass die Anpassung des Gebührenrah-
mens nicht zu einer generellen Erhöhung der Gebüh-
ren führt, sondern weiterhin der tatsächlich verur-
sachte Aufwand berücksichtigt wird. Insbesondere ist 
zu beachten, dass Krankengeschichten zunehmend 
digital geführt werden und künftig voraussichtlich 
weitgehend digital vorliegen. Dadurch dürfte die Häu-
figkeit für nachträgliche Digitalisierungen und Konver-
tierungen tendenziell abnehmen. Eine pauschale Er-
höhung der Gebühren wäre deshalb kritisch zu beur-
teilen; vielmehr sollte die Gebühr im Einzelfall verhält-
nismässig und am effektiven Aufwand ausgerichtet 
werden. 

Die Höhe von Gebühren wird im Einzelfall immer ge-
stützt auf das Kostendeckungs- und Äquivalenzprin-
zip festgelegt. Daran ändert sich mit einem erweiter-
ten Gebührenrahmen nichts. Zu den Krankenge-
schichten verweisen wir auf die untenstehenden Aus-
führungen zu Art. 27 Abs. 1 lit. b. 
 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdDYVfNhdbnaCWpBn1L63
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdDYVfNhdbnaCWpBn1L63
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdDYVfNhdbnaCWpBn1L63
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
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Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Schweizerische Volkspar-
tei Appenzell Innerrhoden 

Antrag 
(geändert) Bewilligungen, Kontrollen, Disziplinarver-
fügungen und Verfügungen der Berufsverbände über 
Ersatzabgaben beim Notfalldienst: 50.-- bis 102’000.-
- 
 
Begründung oder Anmerkung 
Die Erhöhung der Maximalgebühren bei Bewilligun-
gen, Kontrollen und Disziplinarverfügungen von 2'000 
auf 10'000 Franken ist unverhältnismässig. Solche 
Gebührenrahmen öffnen der behördlichen Willkür Tür 
und Tor. Auch die Erhöhung der Gebühren für die 
Aufbewahrung von Krankengeschichten auf bis zu 
10'000 Franken belastet das Gesundheitswesen und 
letztlich die Prämienzahler weiter. Wir fordern eine 
deutliche Reduktion dieser Maximalbeträge. 

Die Standeskommission ist darauf bedacht, das Kos-
tendeckungs- und Äquivalenzprinzip einzuhalten. Da-
her soll dieser Gebührenrahmen nicht nur nach oben, 
sondern auch nach unten korrigiert werden, um allen 
Einzelfällen gerecht zu werden. 
 
Der Grund für die starke Erhöhung des Gebührenrah-
mens ist insbesondere die Tatsache, dass die aktu-
elle Maximalgebühr von Fr. 2'000.00 bei weitem nicht 
kostendeckend ist. In der Praxis viel kostenintensiver 
sind beispielsweise hochstrittige Disziplinarverfahren 
gegen Gesundheitsfachpersonen, bei denen wegen 
des Verdachts auf die Begehung einer Straftat ermit-
telt wird. In solchen Fällen müssen durch das Depar-
tement ordnerweise Strafakten gesichtet werden, um 
sich einen Überblick zu verschaffen, bevor über allfäl-
lige vorsorgliche Massnahmen zum Schutz der Pati-
entinnen und Patienten und über Disziplinarmassnah-
men bis hin zu Berufsverboten entschieden werden 
kann. Solche Entscheide zu Ungunsten der betroffe-
nen Person werden in der Regel auch angefochten, 
was wiederum den verwaltungsinternen Aufwand er-
höht. 

 

Art. 27 Abs. 1 lit. b 

(geändert) bei medizinischen Berufen und anderen Berufen der Gesundheits-
pflege (Art. 7 ff. GesG): bis 10’000.-- 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Handwerker- und Gewer-
beverein Oberegg 

Begründung oder Anmerkung Der Kanton Appenzell I.Rh. kennt aktuell keine ge-

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeYamNm2Z9xjJCmyKEv4f
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeYamNm2Z9xjJCmyKEv4f
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
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Wie schon in Art.27, Abs. 1, lit.a gilt für die Aufbe-
wahrung von Krankengeschichten: Mit der zuneh-
menden Digitalisierung dürfte der entsprechende Ver-
waltungs- und Konvertierungsaufwand künftig eher 
abnehmen. Eine generelle Erhöhung sollte deshalb 
vermieden und die Gebühr weiterhin am effektiven 
Aufwand bemessen werden. 

setzliche Verpflichtung digitale Patientenakten zu füh-
ren. Auch wenn dies vermutlich mehrheitlich gemacht 
wird, ist der Konvertierungsaufwand viel höher und 
kostspieliger als ursprünglich gedacht. Das Departe-
ment muss in solchen Fällen, in welchen sie die 
Krankengeschichten aufbewahren zudem auch Her-
ausgabegesuche von Patientinnen und Patienten be-
handeln. Je nach Grösse des Betriebes resp. des Pa-
tientenstammes ist auch dies Aufgabe nicht zu unter-
schätzen. Selbstverständlich wird die Höhe von Ge-
bühren im Einzelfall zudem immer gestützt auf das 
Kostendeckungs- und Äquivalenzprinzip festgelegt. 
Daran ändert ein erweiterter Gebührenrahmen nichts. 
 

Schweizerische Volkspar-
tei Appenzell Innerrhoden 

Antrag 
(geändert) bei medizinischen Berufen und anderen 
Berufen der Gesundheitspflege (Art. 7 ff. GesG): bis 
102’000.-- 
 
Begründung oder Anmerkung 
Die Erhöhung der Maximalgebühren bei Bewilligun-
gen, Kontrollen und Disziplinarverfügungen von 2'000 
auf 10'000 Franken ist unverhältnismässig. Solche 
Gebührenrahmen öffnen der behördlichen Willkür Tür 
und Tor. Auch die Erhöhung der Gebühren für die 
Aufbewahrung von Krankengeschichten auf bis zu 
10'000 Franken belastet das Gesundheitswesen und 
letztlich die Prämienzahler weiter. Wir fordern eine 
deutliche Reduktion dieser Maximalbeträge. 

 

Art. 11 Abs. 1, Abs. 5 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirksverwaltung 
Oberegg 

Begründung oder Anmerkung 
Art. 11 Abs. 1 und Abs. 5 Die vorgeschlagenen Tarife 
sind nach unserer Auffassung in sämtlichen Positio-
nen zu tief angesetzt. Die vorgesehenen Erhöhungen 
tragen dem tatsächlichen Aufwand der Einbürge-
rungs- und Entlassungsverfahren nur ungenügend 

Die Standeskommission verzichtet aufgrund der 
Rückmeldung des eidgenössischen Preisüberwa-
chers vom 7. September 2026 teilweise auf die vor-
geschlagenen Erhöhungen der Gebühren (vgl. nach-
folgende Bemerkungen). 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeYamNm2Z9xjJCmyKEv4f
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeYamNm2Z9xjJCmyKEv4f
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMaEjiCUdktdTxNVh6Bf
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMaEjiCUdktdTxNVh6Bf
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Rechnung. Da gemäss Botschaft selbst bei einer An-
hebung des maximalen Gebührenrahmens das Kos-
tendeckungs- und Äquivalenzprinzip eingehalten 
bleibt, erscheint eine deutlich stärkere Anpassung der 
Gebühren sachgerecht und verhältnismässig. 

 

Art. 11 Abs. 1, Abs. 5 lit. a 

(geändert) Erwachsene ab vollendetem 20. Altersjahr, je Person: Fr. 1'500.--  

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirk Gonten Antrag 
(geändert) Erwachsene ab vollendetem 20. Alters-
jahr, je Person: Fr. 1'5002'000.-- 
 
Begründung oder Anmerkung 
Gemäss Botschaft deckt der aktuelle Beitrag den Auf-
wand "bei weitem" nicht. Eine Erhöhung um nur 
Fr. 500.-- erscheint deshalb ungenügend. Gleichzeitig 
erscheint die Summe von Fr. 2000.-- für das Inner-
rhoder Landrecht gerechtfertigt. Entsprechend dieser 
Erhöhung sind auch die übrigen Beträge für Einbür-
gerungen zu erhöhen. 

Die Standeskommission sieht aufgrund der Rückmel-
dung des eidgenössischen Preisüberwachers vom 7. 
September 2026 von der Erhöhung der Einbürge-
rungsgebühren von Fr. 1'000.-- auf 1'500.-- ab. Der 
eidgenössische Preisüberwacher kommt aufgrund 
seiner Marktbeobachtung zur Auffassung, dass die 
Gebühr für die Einbürgerung einer volljährigen Ein-
zelperson die Grössenordnung von rund Fr. 1'000.-- 
auf kantonaler Ebene nicht überschreiten sollte. 

 

Art. 11 Abs. 1, Abs. 5 lit. b 

(geändert) in die Einbürgerung der Eltern bzw. eines Elternteils einbezogene min-
derjährige Kinder, je Kind: Fr. 150.-- 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirk Gonten Antrag 
(geändert) in die Einbürgerung der Eltern bzw. eines 

Die Standeskommission übernimmt diesen Ände-
rungsantrag. 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1Ce65nxmj7WPmbWLk9VdG8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1Ce65nxmj7WPmbWLk9VdG8
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Elternteils einbezogene minderjährige Kinder, je Kind: 
Fr. 150200.-- 

 

Art. 11 Abs. 1, Abs. 5 lit. c 

(geändert) minderjährige Bewerber nach erfülltem 16. Altersjahr: Fr. 300.--  

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirk Gonten Antrag 
(geändert) minderjährige Bewerber nach erfülltem 16. 
Altersjahr: Fr. 300400.-- 

Die Standeskommission übernimmt diesen Ände-
rungsantrag. 

 

Art. 11 Abs. 1, Abs. 5 lit. d 

(geändert) volljährige Bewerber bis zur Vollendung des 20. Altersjahres: Fr. 750.-
- 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirk Gonten Antrag 
(geändert) volljährige Bewerber bis zur Vollendung 
des 20. Altersjahres: Fr. 7501'000.-- 

Die Standeskommission sieht aufgrund der Rückmel-
dung des eidgenössischen Preisüberwachers vom 7. 
September 2026 von der Erhöhung der Einbürge-
rungsgebühren für volljährige Bewerber ab vollende-
tem 20. Altersjahr von Fr. 1'000.-- auf 1'500.-- ab. Der 
eidgenössische Preisüberwacher kommt aufgrund 
seiner Marktbeobachtung zur Auffassung, dass die 
Gebühr für die Einbürgerung einer volljährigen Ein-
zelperson die Grössenordnung von rund Fr. 1'000.-- 
auf kantonaler Ebene nicht überschreiten sollte. Die 
Verordnung unterscheidet vor dem Hintergrund der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zwischen volljähri-
gen Bewerbern bis zur Vollendung des 20. Altersjah-
res und Erwachsene ab vollendetem 20. Altersjahr. 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1Ce65nxmj7WPmbWLk9VdG8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1Ce65nxmj7WPmbWLk9VdG8
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Diese Unterscheidung soll beibehalten werden. Sie 
verzichtet daher auf die Anhebung der Gebühren. 

 

Art. 8 Abs. 5 

Kontrollschilder mit Wunsch-Zahlenkombinationen werden, sofern ihre Neuzutei-
lung zulässig ist, gegen eine besondere Gebühr von max. Fr.  20'000.-- abgege-
ben. Das Departement regelt die Einzelheiten. Bei Wegzug des Inhabers oder bei 
Verlust eines derartigen Schildes erfolgt keine Rückerstattung des Bezugsprei-
ses. 

 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Arbeitnehmendenvereini-
gung Appenzell (AVA) 

Antrag 
Kontrollschilder mit Wunsch-Zahlenkombinationen 
werden, sofern ihre Neuzuteilung zulässig ist, gegen 
eine besondere Gebühr von max. Fr.  20'000.-- ab-
gegeben. Das Departement regelt die Einzelheiten. 
Bei Wegzug des Inhabers oder bei Verlust eines der-
artigen Schildes erfolgt keine Rückerstattung des Be-
zugspreises. 
 
Begründung oder Anmerkung 
Die AVA möchte keinen Maximalwert festlegen, und 
somit auch Versteigerungen zulassen. Zusätzlicher 
Abs. 6, Kontrollschilder dürfen nur unter Ehegatten o-
der unter Personen in eingetragener Partnerschaft 
sowie in direkter familiärer Linie übertragen werden. 
Begründung. Der Private Handel mit Kantonalem Ei-
gentum soll damit unterbunden werden. 

Damit eine Gebühr erhoben werden kann, muss eine 
rechtliche Grundlage vorhanden sein bzw. ein Ge-
bührenrahmen vorgeben werden. Eine Weiter-
veräusserung soll wie bisher möglich sein.  

Arbeitnehmer-Vereini-
gung Oberegg 

Antrag 
Kontrollschilder mit Wunsch-Zahlenkombinationen 
werden, sofern ihre Neuzuteilung zulässig ist, gegen 

Das Justiz-, Polizei- und Militärdepartement soll im 
Rahmen von Art. 8 Abs. 5, zweiter Satz, auch Auktio-
nen durchführen können. Der überschaubare Markt 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMHn8wLorFf96BoXzXPb
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMHn8wLorFf96BoXzXPb
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eine besondere Gebühr von max. Fr.  20'000.-- ab-
gegebenauf Auktionen versteigert. Das Departement 
regelt die Einzelheiten. Bei Wegzug des Inhabers o-
der bei Verlust eines derartigen Schildes erfolgt keine 
Rückerstattung des Bezugspreises. 
 
Begründung oder Anmerkung 
Das Verkaufen, bzw. Versteigern von Autonummern 
mit niedrigen oder speziellen Nummern ist in einigen 
Kantonen ein lukratives Geschäft. Die Beschränkung 
der Gebühr auf 20'000 Franken scheint uns nicht an-
gezeigt, da in anderen Kantonen auch schon erheb-
lich grössere Beträge bezahlt wurden. Damit rechtlich 
einwandfrei, soll es in Appenzell I.Rh. vergleichbar 
z.B. mit dem Kanton St. Gallen Versteigerungen von 
niedrigen oder speziellen Autonummern geben. 

mit lediglich wenigen Tausend innerrhodischen Kon-
trollschildern dürfte für einen privaten Handel nur ein-
geschränkt geeignet sein. Siehe ferner obige Bemer-
kung der Standeskommission zur Eingabe Arbeitneh-
mendenvereinigung Appenzell (AVA). 

Bezirk Gonten Antrag 
Kontrollschilder mit Wunsch-Zahlenkombinationen 
werden, sofern ihre Neuzuteilung zulässig ist, gegen 
eine besondere Gebühr von max. Fr.  20. 5'000.-- 
abgegeben. Das Departement regelt die Einzelheiten. 
Bei Wegzug des Inhabers oder bei Verlust eines der-
artigen Schildes erfolgt keine Rückerstattung des Be-
zugspreises. 
 
Begründung oder Anmerkung 
Eine Verzehnfachung der Gebühr kommt einer 
grundsätzlichen Systemänderung gleich. Es wäre da-
von auszugehen, dass auch für die üblichen vierstelli-
gen Autonummern mehrere 1000 Fr. zu zahlen wä-
ren. Dies ist einerseits nicht gerechtfertigt, da im 
Strassenverkehrsamt schon heute happige Gewinne 
erzielt werden. Andererseits würde die vorgeschla-

Die Bereitschaft einzelner Fahrzeughalter, für beson-
dere Zahlenkombinationen und für tiefe Nummern be-
trächtliche Beträge zu bezahlen, führt bereits heute 
zu Mehreinnahmen und entlastet damit den allgemei-
nen Staatshaushalt. Es gibt kein Recht auf ein Kon-
trollschild mit einer Wunsch-Zahlenkombination und 
eine keine Pflicht zum Bezug und damit zur Entrich-
tung der Spezialgebühr. 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1Ce65nxmj7WPmbWLk9VdG8
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gene Änderung zu einer sichtbaren bzw. viel stärke-
ren Zweiklassengesellschaft im Automobilverkehr 
führen, die in Innerrhoden unüblich und nicht zu un-
terstützen ist. 

Organisation Eingabe Stellungnahme Standeskommission 

Bezirksverwaltung 
Oberegg 

Begründung oder Anmerkung 
Die vorgesehene Erhöhung von bisher CHF 2'000 auf 
CHF 20'000 entspricht einer Verzehnfachung des 
heute geltenden Preises. Eine solche Anpassung er-
scheint uns unverhältnismässig, zumal wir in unse-
rem Kanton bewusst keine Zweiklassengesellschaft 
im Automobilverkehr fördern wollen. 

Siehe obige Bemerkung der Standeskommission zur 
Eingabe Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell 
(AVA). 

Feuerschaugemeinde Ap-
penzell 

Begründung oder Anmerkung 
Die vorgesehene Erhöhung der Maximalgebühr für 
Wunschkontrollschilder könnte unbeabsichtigt An-
reize für einen privaten Handel mit attraktiven Kon-
trollnummern schaffen. Während für neu vergebene 
Wunschkontrollschilder sehr hohe Gebühren erhoben 
werden könnten, bleiben Übertragungen bestehender 
Kontrollnummern zwischen Privaten weiterhin mög-
lich. Die erhebliche Erhöhung der staatlichen Gebühr 
könnte daher dazu führen, dass der Erwerb von Kon-
trollschildern über private Übertragungen wirtschaft-
lich attraktiver wird und dadurch ein privater Handel 
mit Kontrollnummern gefördert wird. Aus Sicht der 
Feuerschaukommission sollte ein solcher Handel 
grundsätzlich unterbunden werden. Übertragungen 
von Kontrollnummern zwischen Privaten sollten nur 
zwischen nahen Angehörigen zulässig sein. Es wird 
angeregt, im Zusammenhang mit der vorgesehenen 
Gebührenerhöhung auch die bestehenden Regelun-
gen zur Übertragung von Kontrollnummern zu über-
prüfen und gegebenenfalls anzupassen. 

Siehe obige Bemerkung der Standeskommission zur 
Eingabe Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell 
(AVA). Die bestehenden Regelungen zur Übertra-
gung von Kontrollschildern sind im Jahr 2026 über-
prüft und angepasst worden.  

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMaEjiCUdktdTxNVh6Bf
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeMaEjiCUdktdTxNVh6Bf
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdUCgjWmGY4UogRHshKBp
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CdUCgjWmGY4UogRHshKBp
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8


AI 012.22-194.1-1484207  19-19 

Handwerker- und Gewer-
beverein Oberegg 

Begründung oder Anmerkung 
Es sollte klar und transparent geregelt werden, wel-
che Kontrollschilder als «Wunsch-Zahlenkombinatio-
nen» gelten und nach welchen Kriterien deren Ge-
bühren festgesetzt werden. Der vorgesehene Gebüh-
renrahmen von bis zu CHF 20’000 ist sehr weit und 
eröffnet einen erheblichen Ermessensspielraum. Ins-
besondere sollte vermieden werden, dass bestimmte 
Nummerngruppen, beispielsweise ein- bis vierstellige 
Kontrollschilder pauschal, ohne sachlich nachvoll-
ziehbare Kriterien mit hohen Gebühren belegt wer-
den. Eine verbindliche und nachvollziehbare Abstu-
fung der Gebühren wäre deshalb sinnvoll. 

Siehe obige Bemerkung der Standeskommission zur 
Eingabe Arbeitnehmendenvereinigung Appenzell 
(AVA). 

 

https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CeE4TZA3y9FZYn6F2w6yq
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
https://mitwirken.ai.ch/stellungnahme/1CduJYMWWHqtLMLpyE1QF8
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